
für die Rechtserziehung untersucht. Er macht deutlich, 
daß die Rechtserziehung als untrennbarer Bestandteil 
der politisch-ideologischen Erziehungsarbeit der Partei 
und des Staates aufzufassen ist.
Ein Hauptabschnitt der Monographie ist der Darstel­
lung der Formen und Methoden der Rechtspropaganda 
gewidmet, die Pawlow als eine der Methoden der 
Rechtserziehung versteht Ausgehend von den grund­
legenden Prinzipien der Rechtspropaganda (Parteilich­
keit, Wissenschaftlichkeit, Wahrhaftigkeit, Verbindung 
mit dem Leben), untersucht Pawlow Funktion, Auf­
gaben und Methoden der Rechtspropaganda der Presse, 
des Rundfunks und Fernsehens sowie die Möglichkeiten 
der mündlichen Massenpropaganda und -agitation. Die 
hier vermittelten Erfahrungen, besonders die umfang­
reiche Analyse der Rechtspropaganda durch Presse, 
Rundfunk und Fernsehen, enthalten zweifellos viele 
Anregungen für die Rechtspropaganda in der DDR. 
Weiter behandelt Pawlow die Formen des Rechtsunter­
richts, insbesondere die Vermittlung von Rechtskennt­
nissen im Parteilehrjahr, die rechtliche Qualifizierung 
der Partei-, Sowjet- und Wirtschaftskader, die recht­
liche Schulung von Mitarbeitern staatlicher Organe und 
Vertretern gesellschaftlicher Organisationen im Rahmen 
der Volksuniversitäten für Rechtskunde, die Rechts­
erziehung der Jugend und Fragen der Qualifizierung 
der Rechtspropagandisten selbst. Mit Recht hebt der 
Autor die große Bedeutung der Rechtserziehung der 
Jugend hervor, denn „das Niveau des Rechtsbewußt­
seins, das im jugendlichen Alter herausgebildet wird, 
bestimmt die Perspektive der Entwicklung der Rechts­
kultur der ganzen Bevölkerung“ (S. 170).
In einem gesonderten Abschnitt beschäftigt sich Paw­
low mit der Rechtsverwirklichung als Mittel der Rechts­
erziehung. Er betont, daß „die Rechtserziehung in vie­
lem von jener Atmosphäre der Gesetzlichkeit, die im 
Lande herrscht, und von der Tätigkeit der Staatsorgane 
zur Aufrechterhaltung der Rechtsordnung abhängt“ 
(S. 199). Ohne die Rolle der anderen Staatsorgane und 
gesellschaftlichen Organisationen schmälern zu wollen, 
geht der Autor ausführlich auf die rechtserzieherischen 
Funktionen der Gerichte, der Staatsanwaltschaft, 
Untersuchungsorgane, der Organe des Ministeriums des 
Innern, des Ministeriums der Justiz und seiner ört­
lichen Organe, der Rechtsanwaltschaft, des Notariats, 
des juristischen Dienstes der Volkwirtschaft, der Ar­
bitrageorgane, der Kameradschaftsgerichte, der frei­
willigen Volksdrushinen und der gesellschaftlichen 
Kommissionen bei den Exekutivkomitees der örtlichen 
Sowjets (z. B. der Kommission für die Angelegen­
heiten Minderjähriger) ein.
Abschließend vermittelt Pawlow seine Überlegungen 
zur Wirksamkeit der Rechtserziehung. Positive Resul­
tate wurden dort erzielt, wo ein bestimmtes System 
von Maßnahmen differenziert, planmäßig und komplex 
im Zusammenwirken der staatlichen Organe und gesell­
schaftlichen Organisationen unter Ausnutzung der viel­
fältigen Formen und Methoden der politisch-ideolo­
gischen Erziehungsarbeit und unter Berücksichtigung 
des Standes der Gesetzlichkeit im Arbeitskollektiv, am 
Wohnort und im Rayon verwirklicht wurde. Daraus 
ergeben sich konkrete Anforderungen an die Leitung 
und Planung der Rechtserziehung.
Der Vorzug der Monographie besteht in ihrem hohen 
Informationsgehalt. Leider tritt der theoretische Teil 
der Arbeit gegenüber der Darstellung der praktischen 
Erfahrungen der Rechtserziehung etwas in den Hinter­
grund. Der Zusammenhang zwischen Rechtserziehung 
und Rechtsbewußtsein und zwischen moralischer und 
rechtlicher Erziehung hätte eingehender behandelt wer­
den sollen. Auch wünschte man sich eine ausführlichere 
Darlegung der rechtserzieherischen Tätigkeit der Ge­
werkschaften und des Komsomol.
Insgesamt ist die Arbeit von Pawlow als sehr ver­
dienstvoll einzuschätzen. Ihre gründliche Auswertung in 
der DDR wird dazu beitragen können, die Rechts­
erziehung systematisch wedterzuentwickeln.

Dr. Lothar R e u t e r ,  Staatsanwalt
beim Generalstaatsanwalt der DDR
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